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Stellungnahme zum Entwurf einer Musterfassung der Allgemeinen Verteilernetzbedingungen 
(Stand: 22.3.2012) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir haben den Entwurf einer Musterfassung der Allgemeinen Verteilernetzbedingungen, Stand 22.3.2012, 
Ihrer Homepage entnommen und erlauben uns dazu folgende Stellungnahme abzugeben. 

A) Allgemeines zum Entwurf einer Musterfassunq der Allgemeinen Verteilernetzbedjnqungen 

Eingangs ersuchen wir, dass hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der Musterfassung der Allgemeinen 
Verteilernetzbedingungen (ANB) eine eingehende Diskussion der ECA mit den Verteilernetzbetreibern 
geführt wird. 
Die im gegenständlichen Entwurf zitierten Verordnungen liegen derzeit (zum Teil) nicht bzw lediglich im 
Entwurf vor, weshalb auch keine Gesamtbeurteilung des Inhaltes der Musterfassung möglich ist. Die 
Einreichung neuer ANB durch die Verteilernetzbetreiber ist frühestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
sämtlicher der darin zitierten Verordnungen möglich. 

Unklar erscheint, warum seitens ECA ein (zum Teil weitgehendes) Abgehen von der bisherigen 
Musterfassung angedacht ist (zB was den Gegenstand der ANB anbelangt, etc.) sowie Regelungen 
geschaffen werden, die über die (ohnehin bereits sehr strengen) Inhalte des GWG 2011 hinausgehen. 
Generell wird ersucht keine Begrifflichkeiten zu verwenden, die dem GWG 2011 bzw der Gaswirtschaft 
fremd sind bzw von derzeit in bspw Verordnungen verwendeten Begrifflichkeiten abweichen. 

Systematisch wäre der Netzzutritt und die damit im Zusammenhang stehenden Bestimmungen 
(besondere Bestimmungen für den Hausanschluss, etc) vor dem Netzzugang zu regeln, da die 
Gewährung des Netzzugangs u.a. einen bestehenden Anschluss an das Netz (Netzzutritt) voraussetzt. 

Losgelöst von den ANB ersuchen wir die Regulierungsbehörde weiter aus Gründen der Rechtssicherheit, 
konkrete Vorgaben zur Abwicklung/Zuordnung/Vermeidung der "unbefugten Entnahme" zu treffen. 
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B) Konkretes zum Entwurf einer Musterfassung der Allgemeinen Verteilernetzbedingungen 

Nachfolgend werden ausgewählte Fragen/Problemstellung zu einzelnen Punkten des vorliegenden 
Entwurfes beispielhaft aufgeworfen bzw. Formulierungsvorschläge unterbreitet. 

Gegenstand (Punkt I.) 

,,(1) Die Allgemeinen Verteilernetzbedingungen (AB VN) regeln das den Netzzutritt sowie den Netzzugang 
betreffende Rechtsverhältnis zwischen dem Verteilernetzbetreiber und dem Netzbenutzer und bilden 
einen integrierenden Bestandteil des Netzzutritts- sowie des Netzzugangsvertrages. 
Der Netzzugang umfasst 

a) deR ,'VctzztJtritt (erstmaliger ARScl9l1:1S5 oder KaparitätsäRdertJRg); tJRd 

bJ die Netznutzung (Inanspruchnahme von Netzdienstleistungen; Einspeisung von Erdgas in das Netz, 
Entnahme von Erdgas aus dem Netz). 

Der Netzzutritt umfasst die erstmalige Herstellung eines Netzanschlusses oder die Änderung der 
Kapazität eines bestehenden Netzanschlusses (samt besondere Vorschriften für den Hausanschluss, 
etc.). " 

Die Miteinbeziehung des Netzzutritts unter den Begriff Netzzugang würde § 7 Abs 1 Z 46 GWG 2011 
widersprechen. Vielmehr ist ein bestehender Anschluss an das Netz (Netzzutritt) eine Voraussetzung für 
die Gewährung des Netzzugangs. 

Antrag auf Netzzugang und Abschluss des Netzzugangsvertrages (Punkt III.) 

0(2) Der Netzbetreiber hat Netzzugangsberechtigte oder deren Bevollmächtigte vor Vertragsabschluss 
über die wesentlichen Inhalte der Allgemeinen Verteilernetzbedingungen zu informieren. [ ...]" 

In der Regel erfolgt beim Antrag auf Netzzugang kein direkter Kontakt zwischen dem 
Verteilernetzbetreiber und dem Netzzugangsberechtigten, sondern wird für den Netzzugangsberechtigten 
dessen bevollmächtigter Versarger tätig. Daher erscheint es zweckmäßig die Wortfolge "oder deren 
Bevollmächtigte" ausdrücklich aufzunehmen (die im Übrigen jener Wortfolge entspricht, die sich u.a. in 
Punkt IV. (1) des gegenständlichen Entwurfes findet). 

Zudem ist in den ANB zu regeln, welche Inhalte der Antrag auf Netzzugang zu enthalten hat. 

Anschluss an das Verteilernetz (Netzzutritt) (Punkt IV.) 

Unklar ist, von wem die in Abs 2 angeführten Schritte zu setzen sind. Darüber hinaus ist fraglich, weshalb 
für den Netzzutritt auch ein Netzzugangsantrag erforderlich sein soll. Die Montage der Messeinrichtung ist 
Gegenstand des Netzzugangs und setzt insb auch das Vorhandensein eines Liefervertrages voraus. Abs 2 
ist aus unserer Sicht entbehrlich und sollte daher entfallen. 

Die in Abs 3 und 4 angeführte Montage des Gaszählers ist unabhängig vom Netzzutritt zu sehen, insb 
sind vorgegebene Zeiträume, die zwischen Netzzutrittsantrag und Zählermontage veranschlagt werden 
sollen, kontraproduktiv. Die Zählermontage ist abhängig vom Antrag auf Netzzugang. Die Abs 3 und 4 
sind aus unserer Sicht entbehrlich und sollten daher entfallen. 

Zudem ist in de ANB zu regeln, welche Inhalte der Antrag auf Netzzutritt zu enthalten hat. 
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Gastechnische Anlage ab dem Ende der Anschlussleitung (Punkt VII.) 

Es wird ersucht, anstatt der Anschlussleitung den Begriff des Hausanschlusses (§ 7 Abs 1 Z 21 GWG 
2011) zu verwenden. 

,,(3) Die Freigabe der Erdgaszufuhr erfolgt durch den Verteilernetzbetreiber und setzt den Nachweis durch 
den Netzbenutzer (z.B. positiver Abnahmebefund entsprechend den gesetZlichen Vorschriften) voraus, 
dass [ ...]" 

Wir ersuchen um Klarstellungen wie Abs 5 iZm bspw. sicherheitstechnischen Mängeln zu sehen ist. § 127 
Abs 3 GWG 2011 ist uE teleologisch jedenfalls dahingehend zu reduzieren, dass das "qualifizierte 
Mahnverfahren" bei sicherheitstechnischen Mängeln udgl. nicht zur Anwendung kommt. 

Netzdienstleistungen (Punkt X.) 

Abs 1 letzter Satz ist ersatzlos zu streichen, da dessen Anordnung unverständlich und widersprüchlich ist. 
Zur Verrechnung der Systemnutzungsentgelte hat der Netzbetreiber den jeweils verordneten 
Verrechnungsbrennwert heranzuziehen. 

Messung (Punkt XII.) 

H(13) Der Netzbenutzer kann die Nachprüfung der Messeinrichtungen durch den Verteilernetzbetreiber 
verlangen oder bei Eichämtern bzw. akkreditierten hierzu ermächtigten Stellen beantragen. [ ...]" 

Lastprofilzähler 

Generell ist anzumerken, dass die Abs 21 bis 24 inhaltlich nicht in die Allgemeinen 
Verteilernetzbedingungen aufzunehmen sind, sondern in einem technischen Regelwerk abzubilden. 

Abs 21 ist unklar formuliert, entspricht nicht § 3 Lastprofilverordnung 2006 und erscheint insb. in 
Zusammenschau mit Punkt XIV. entbehrlich. 

Systemnutzungsentgelt (Punkt XIX.) 

Abs 3 lautet "Für optionale Netzdienstleistungen gelten die in der Systemnutzungsentgelte-Verordnung 
festgelegten Entgelte.". Es ist davon auszugehen, dass hier die optionalen Netzdienstleistungen iSd 
Punktes XI. (7) des gegenständlichen Entwurfes gemeint sind. Ist seitens der Regulierungsbehörde 
angedacht hierfür (z.B. für die Trocknung des Erdgases) Entgelte zu verordnen? Wären derartige 
Netzdienstleistungen entgeltfrei, wenn in der "Systemnutzungsentgelte-Verordnung" keine Entgelte 
hierfür vorgesehen sind? Wie wäre das mit der Kosten- und Verursachungsgerechtigkeit in Einklang zu 
bringen? Die in diesem Zusammenhang stehenden Kosten des Netzbetreibers sind jedenfalls im Rahmen 
des Kostenerm ittlungsverfahrens anzuerkennen. 
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Rechnungslegung (Punkt XX.) 

Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb in Abs (3) über die in § 126 GWG 2011 taxativ aufgezählten Inhalte 
hinausgehende Angaben eingeführt werden sollten. 

In der bisherigen Musterfassung der Allgemeinen Verteilernetzbedingungen ist in Punkt XVII. (5) 
folgendes enthalten: 

"Die Rechnungen des Verteilernetzbetreibers werden auf Antrag des Netzbenutzers oder dessen 
Bevollmächtigten direkt an dessen Versorger gesendet. Zahlt der Versorger die Rechnungen, so wirkt 
diese Zahlung schuldbefreiend für den Netzbenutzer. Der Versorger wird dadurch nicht Schuldner des 
Verteilernetzbetreibers . .­

Es wird ersucht klare Regelungen zur Ausgestaltung/Abwicklung des Vorleistungsmodells zu schaffen. 

Aussetzung der Vertragsabwicklung (XXVIII.) 

Unklar ist, was in Abs (4) lit (h) unter der "Aussetzung der Belieferung mit Erdgas nach Anweisung des 
Versorgers" und es bestehen daher Bedenken gegen diese Bestimmung. Zumal auch hier eine Regelung 
fällt, wie ein entsprechender Prozess auszugestalten wäre. 

Teilunwirksamkeit, Höhere Gewalt (Punkt XXX.) 

,,(1) Sollten einzelne Bestimmungen des Netzzugangsvertrages einschließlich der vorliegenden 
Allgemeinen Verteilernetzbedingungen unwirksam sein oder werden, so wird die Wirksamkeit des 
Vertrages im Übrigen nicht berührt. Die unwirksamen oder undurchsetzbaren Bestimmungen gelten ­
außer bei Verbrauchern iSd KSchG - als durch solche wirksamen und gültigen Bestimmungen ersetze die 
dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen oder undurchsetzbaren Bestimmungen bestmöglich 
entsprechen. " 

Haftung, Schad· und Klagloshaltung (Punkt XXXII.) 

In Fortführung der bisherigen Bestimmung hat Abs (1) wie folgt zu lauten: 

11(1) Jeder Vertragspartner haftet dem anderen nach allgemeinen schadenersatzrechtlichen Vorschriften. 

Soweit es danach für die Haftung auf Verschulden ankommt, wird mit Ausnahme von Personenschäden 
und Ansprüchen nach §§ 48 SOS 33 Abs 6 GWG 2011 nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
gehaftet. " 

,,(6) Ist der Netzbenutzer Verbraucher iSd Konsumentenschutzgesetzes, ist der Verteilernetzbetreiber 
berechtigt, vom Netzbenutzer die Beibringung einer Haftungsübernahme im Sinne des Abs (45) durch 
dessen Versorger zu verlangen." 

Gerichtsstand (XXXIV.) 

Im Einklang mit den ErläutRV 1081 BlgNr 24. GP § 132 GWG 2011 ist folgende Ergänzung vorzunehmen: 
1/(3) [ ...] Die Schlichtung von Streitigkeiten durch die Regulierungsbehörde richtet sich nach den 
Bestimmungen des § 26 E-ControIG. Die Einleitung des Verfahrens vor der Regulierungsbehörde hemmt 
den Fortlauf der Verjährung. " 
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Hinsichtlich der in der gegenständlichen Musterfassung enthaltenen Qualitätsstandards verweisen wir auf 
die Stellungnahme der OÖ. Ferngas Netz GmbH zum Begutachtungsentwurf der 
Gasnetzdienstleistungsq ual itätsverordnu ng. 

Wir danken für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme und ersuchen um Berücksichtigung 
unserer Argumente. Für allfällige Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüße 

{~Lt.~iß;fd~lff!"tf..~ i. V. Mag. Dominic Plecr 


